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Warenhandel EU–USA, 2013–2023
(Euro, Mrd) 

Quelle: Eurostat
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Die USA und die EU sind 
füreinander die jeweils wich-
tigsten Handels- und Inves-
titionspartner. Das bilaterale 

Handelsvolumen hat sich in den vergan-
genen zehn Jahren mehr als verdoppelt. 
Besonders für Österreich ist dies von 
Bedeutung, denn die USA bleiben nach 
Deutschland der zweitwichtigste Markt 
für heimische Warenexporte. Ein fairer 
und möglichst offener Zugang zum US-
Markt ist daher für die heimische Indus-
trie ein wesentlicher Wettbewerbsfaktor. 

Transatlantische Wirtschafts­
partnerschaft vertiefen
Handelskonflikte und protektionistische 
Maßnahmen wie etwa US-Sonderzölle im 
Bereich Stahl und Aluminium gefährden 
jedoch Arbeitsplätze und Wohlstand. Im-
merhin werden durch die transatlantische 
Wirtschaftsbeziehung mehr als neun Mil-
lionen Jobs auf beiden Seiten des Atlantiks 
direkt gesichert. Die Industrie fordert da-
her, sämtliche Gespräche zu intensivieren 
und nachhaltige Lösungen zu erreichen.

Transatlantische Partnerschaft im Fokus: 
Konflikte lösen, Potenziale ausschöpfen
Das enorme Potenzial der transatlantischen Partnerschaft muss für die heimische Industrie effektiv genutzt und 
in allen Bereichen optimal ausgeschöpft werden.

Der EU-US-Handels- und Technologie-
rat (TTC) kann hier eine wesentliche 
Unterstützung bieten und sollte als 
zentrales Forum der transatlantischen 
Zusammenarbeit gestärkt werden. Mit-
tel- und langfristig wäre wesentlich, Ge-
spräche sowohl über ein transatlantisches 
Freihandelsabkommen, welches jeden-
falls zumindest Zölle auf Industriegüter 

beseitigt, wie auch über ein Investitions-
abkommen zu initiieren.

Strategische internationale 
Zusammenarbeit stärken 
Gemeinsame Interessen gilt es auch auf 
multilateraler Ebene zu vertreten. Ein 
zentraler Aspekt ist dabei die Reform und 
Stärkung der Welthandelsorganisation, 

besonders in Hinblick auf die andauern-
de US-Blockade des Streitbeilegungs-
systems. Darüber hinaus sollten die ge-
meinsamen Chancen in der Energie-, 
Klima- und Rohstoffpolitik genutzt und 
das EU-US-Abkommen zu kritischen 
Rohstoffen rasch umgesetzt werden.

WEBTIPP
Hier geht’s zum Download des 
IV-Positionspapiers.

ANTON WILDGANS-
PREIS 2024:
Der renommierte Literaturpreis 
der Österreichischen Industrie, der 
„Anton Wildgans-Preis“, ging dieses 
Jahr an Laura Freudenthaler.

Siehe auch: www.iv.at

Die „iv-positionen“ verlosen anlässlich 
der Verleihung des Wildgans-Preises ein 
signiertes Exemplar von Laura Freuden-
thalers Roman „Arson“. Um an der Ver-
losung teilzunehmen, schicken Sie bitte 

ein E-Mail an: positionen@iv.at.

Industrie räumt beim „TRIGOS” ab
Österreichs wichtigste Auszeichnung für Nachhaltigkeit und Unternehmensverantwortung ging heuer 
wieder an viele Industrieunternehmen.

Der TRIGOS, Österreichs 
wichtigste Auszeichnung für 
Nachhaltigkeit und Unter
nehmensverantwortung, wur-

de zum 21. Mal vergeben – und zeigte 
auch in diesem Jahr, dass Nachhaltigkeit 
in der heimischen Wirtschaft immer stär-
ker gelebt wird.

Hinter dem TRIGOS steht eine breite 
Trägerschaft bestehend aus Industriellen
vereinigung, Wirtschaftskammer Öster-
reich, Caritas, Österreichisches Rotes 
Kreuz, respACT und Umweltdachverband.

Unter den Nominierten in den Kategorien 
„Vorbildliche Projekte“, „Mitarbeiter-
Initiativen“, „Internationales Engagement“, 
„Regionale Wertschöpfung“, „Social 
Innovation & Future Challenges“ und 

„Klimaschutz“ finden sich viele IV-Unter-
nehmen wie Infineon Technologies Austria, 
Greiner AG, Saubermacher Dienstleistungs 
AG, Raiffeisenlandesbank Burgenland und 
Revisionsverband eGen. Auch unter den 
Gewinnern sind die Mitglieder der Indus-
triellenvereinigung gut vertreten:

•	 Die Legero Schuhfabrik GmbH setzt 
durch ihre Eco-Datenbank neue Maß-
stäbe in der Transparenz und Nach-
haltigkeit entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette und wird dafür mit 
dem TRIGOS in der Kategorie „Klima-
schutz“ ausgezeichnet.

•  Auf technische Innova-
tion setzt auch Hartmann 
Österreich – mit den Ba-
cillol® Zero Tissues hat 
Hartmann nachhaltige, 
hochwirksame Desinfek-
tionstücher entwickelt, die 
vollständig recycelbar ihren 
CO2-Fußabdruck um bis 
zu 75 % reduzieren. Hart-
mann Österreich gewinnt 
dafür den TRIGOS in der 

Kategorie „Social Innovation & Future 
Challenges“.

•	 Die Kärntnermilch reg. Gen.m.b.H. er-
hält den TRIGOS in der Kategorie „Re-
gionale Wertschaffung“. Ihre Initiativen 
zur Förderung von Qualität, Regiona
lität und Umweltbewusstsein stehen ge-
nauso im Zentrum ihres Handelns wie 
ihre Bio-Produkte.

•	 Der TRIGOS in der Kategorie „Mit-
arbeiter-Initiativen“ geht dieses Jahr 
nach Vorarlberg an die Julius Blum 
GmbH. Das Unternehmen fördert 
mit „Wir bei Blum fahren Bus & Rad“ 
nachhaltige Mobilität für Mitarbei-
ter – durch Zuschüsse für Fahrräder, 
kostenlose Klimatickets und neue 
Bushaltestellen.

Im Rahmen der „TRIGOS Gala 2024“ zeichnete die Zivilgesell
schaft Unternehmen aus, die sich durch besonders zukunftsfähiges 
und nachhaltiges Wirtschaften verdient gemacht haben.
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Deutschland hat Grippe, Österreich hustet
Entwicklung der saisonbereinigten monatlichen Industrieproduktion
(Index 2021 = 100)
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Der Ernst der Lage ist lange 
Zeit ignoriert worden  – 
Österreich ist in einer Mi-
schung aus konjunktureller 

und struktureller Rezession, und es ist 
eine hartnäckige und lange Phase. Erst 
kürzlich wurde das Minus im Wirt-
schaftswachstum für 2023 noch weiter 
nach unten korrigiert – um ein Prozent 
ist die heimische Wirtschaft vergan-
genes Jahr geschrumpft und für heuer 
gehen IHS und Wifo in ihrer jüngsten 
Prognose ebenfalls von einem Rück-
gang aus. 2025 soll es wieder ein klei-
nes Plus von einem knappen Prozent 
geben – viel ist das nicht. Es ist das 
zweite Rezessionsjahr für Österreich 
und bereits das dritte für die Industrie. 
Heimische Unternehmen investieren 
stärker im Ausland als ausländische 
Unternehmen in Österreich. Die Rah-

menbedingungen stimmen nicht, das 
Preis-Leistungs-Verhältnis ist in abso-
lute Schieflage geraten. 

Dementsprechend muss der Wirt-
schaftsstandort in den Sondierungs-
gesprächen im Zentrum der Verhand-
lungen stehen. Es gibt dazu keine 
Alternative! Die Zeit der taktischen 
Wahlkampf-Fantasien ist vorbei. Nun 
geht es um ein Regierungsprogramm, 
das auch unpopuläre Reformen im Be-
reich Arbeitsmarkt (Arbeitslosengeld!) 
und Pensionen umfasst; ein Programm, 
das Investitionen in Innovation und In
frastruktur ankurbelt, statt den Konsum 
mit einer Förder-Gießkanne zu befeu-
ern und die Lohn-Preis-Spirale wei-
terdrehen zu lassen. Und nicht zuletzt 
muss die Regierung so aufgesetzt sein, 
dass diese Reformen und Maßnahmen 

auch umgesetzt werden und im Regie-
rungsprogramm die nächste Legislatur-
periode überdauern. 

Eines ist zudem klar: Der Wähler hat 
neuen Steuerfantasien, wie sie im Wahl-
kampf gewälzt wurden, eine klare Ab-
sage erteilt. Nur 31 Prozent der jetzt im 
Parlament vertretenen Parteien propa-
gieren diese Ansichten. Allein die De-
batte hat dem Standort allerdings bereits 
geschadet und es wird höchste Zeit, sie 
nun zu begraben und Unternehmen wie-
der eine sichere Planungsperspektive zu 
geben. In Zeiten von Unsicherheiten wie 
steigenden Lohnstückkosten, hohen 
Energiepreisen, bürokratischen Belas-
tungen und geopolitischen Spannungen 
muss ein klares Signal gesetzt werden, 
dass weitere standortschädigende Maß-
nahmen ausgeschlossen sind. Wenn 

Unternehmen nicht damit rechnen kön-
nen, in Österreich wettbewerbsfähig 
produzieren zu können, kommt es zu 
(weiteren) Verlagerungen zahlreicher 
hochqualitativer Arbeitsplätze sowie 
von Innovation und Investitionen, die 
auch Steuereinnahmen bedeuten. Eines 
ist jedenfalls klar: Es kommen nun Jah-
re des unangenehmen, aber wichtigen 
Realitätschecks.

Ihr

Christoph Neumayer,
IV-Generalsekretär

Wirtschaftspolitischer 
Realitäts-Check: 
Es gibt keine Alternative!
Die österreichische Wirtschaft schrumpft und viele der Probleme 
sind hausgemacht. Die nächste Regierung wird wohl auch 
unangenehme Reformen durchführen müssen. Die Produktivität 
muss gesteigert werden!

So viel gab Österreich laut Statistik Aus
tria im Jahr 2023 für soziale Sicherung aus 
(exklusive Gesundheitsausgaben). Die So-
zialquote, also die jährlichen Ausgaben für 
Soziales (inkl. Gesundheit) gemessen am 
BIP, betrug derweil 30,3 Prozent. Somit 
floss fast jeder dritte Euro der österreichi-
schen Volkswirtschaft in diesen Bereich; 
Tendenz mittelfristig steigend, auch auf-
grund ungelöster demografiebedingter 
Ausgabentreiber (Pensionen, Gesundheit 
und Pflege).

Finanzieren muss dies eine in den nächs-
ten Jahrzehnten schrumpfende Erwerbs-
bevölkerung. Beträgt die Zahl der 20- bis 
64-Jährigen 2023 noch 5,57 Mio., wird sie 
bis 2040 auf 5,3 Mio. Erwerbstätige sinken, 
so eine Prognose der Statistik Austria.

Österreichs Industrie befindet sich 
bereits im dritten Rezessionsjahr. 
Hohe Energiekosten, stark steigen-
de Lohnstückkosten und eine regel-
rechte Bürokratieflut in den letzten 
Jahren setzen ihr stark zu. Bei einer 
ähnlichen Ausgangslage brach die 
deutsche Industrie jedoch noch 
deutlich stärker ein: Fast zehn Pro-
zent verlor sie seit 2021 an Boden. 
Vor allem die deutsche Automobil-
branche hat mit der E-Auto-Wende 
und damit einhergehender Billig-
konkurrenz aus China zu kämpfen.

  Deutschland
  Österreich

Quelle: Eurostat

IV-POSITIONEN 3Leitartikel



Fo
to

s:
 IV

/M
at

an
ov

ic

Zukunftspfade für den 
Logistikstandort Österreich
Ein Round Table aus Wirtschaft und Politik im Haus der Industrie hat der Forderung nach einem klaren Fahrplan zur 
Ökologisierung des Güterverkehrs, zum Ausbau alternativer Lade- und Tankinfrastrukturen, zur Förderung multimodaler 
Verkehrslösungen und zur Modernisierung regulatorischer Rahmenbedingungen Nachdruck verliehen.

Beim von Industriellenvereini-
gung und ZV-Spedition & Logis-
tik veranstalteten Round Table 
„Zukunft Standort = Zukunft 

Infrastruktur Logistik & Güterverkehr“ 
skizzierten Wirtschaft und Politik Mitte 
September maßgebliche Herausforderun-
gen und Lösungen für den Logistikstandort 
Österreich. Vertreter der Logistikbranche 
und parlamentarische Vertreter der Re-
gierungsparteien fanden sich im Haus 
der Industrie in Wien ein; SPÖ, FPÖ und 
Neos mussten u. a. aufgrund der aktuellen 
Unwetterfolgen ihre Teilnahme kurzfristig 
absagen. Im Zentrum der Diskussionen 
standen Themen wie die Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit des Logistikstand-
orts, die Modernisierung der Infrastruk-
tur und die Dekarbonisierung des Güter
verkehrs. Besonders hervorgehoben wurde 
die Notwendigkeit, multimodale Verkehrs-
lösungen zu forcieren und Straße, Schiene 
und alternative Transportwege besser zu 
verknüpfen. Die Vertreter der Logistik-
wirtschaft unterstrichen die Dringlichkeit 
dieser Maßnahmen, wenn Österreich lang-
fristig auf dem europäischen Markt wett
bewerbsfähig bleiben will.

Branche vor tiefgreifenden 
Veränderungen
Monika Schuh, Geschäftsführerin des In-
frastrukturausschusses der Industriellen
vereinigung, und Alexander Friesz, 

Präsident des Zentralverbands Spedition 
& Logistik, betonten in ihren Eröff-
nungs-Statements die zentrale Rolle der 
Logistik für den Wohlstand und die Ver-
sorgungssicherheit Österreichs. Der Sek-
tor beschäftige über 250.000 Menschen 
und trage maßgeblich zur wirtschaft-
lichen Stabilität des Landes bei. Öster-
reichs Spitzenposition im Logistik-Index 
der Weltbank verdeutliche die Rolle der 
Branche, jedoch stünden angesichts glo-
baler Herausforderungen wie Dekarboni-
sierung und Digitalisierung tiefgreifende 
Veränderungen bevor.

Sebastian Kummer, Vorstand des Insti-
tuts für Transportwirtschaft und Logis-
tik an der WU Wien, definierte in seiner 
Keynote die wesentlichen Kriterien für 
einen zukunftsfähigen Logistikstandort 
Österreich.

Moderiert von Journalistin Hannelore 
Veit diskutierte anschließend ein Panel 
mit Alexander Friesz sowie Christoph 
Grasl, CCO der Rail Cargo Group, Wolf-
ram Senger-Weiss, Vorsitzender der Ge-
schäftsleitung Gebrüder Weiss, Peter 
Umundum, Vorstand der Österreichi-
schen Post, ÖVP-Verkehrssprecher An-
dreas Ottenschläger und Jakob Schwarz, 
Nationalratsabgeordneter der Grünen, 
zentrale Forderungen seitens der Wirt-
schaft und Industrie.

Deutlich wurde dabei, dass es ohne ge-
zielte politische Mitwirkung nicht mög-
lich sein wird, die ambitionierten Klima-
ziele der EU und Österreichs zu erreichen 
und gleichzeitig die heimische Logistik-
branche wettbewerbsfähig zu halten. Die 

Veranstaltung bot eine wichtige Platt-
form für den Dialog zwischen Politik 
und Wirtschaft und verdeutlichte die 
Notwendigkeit gemeinsamer Anstren-
gungen, um die bevorstehenden Heraus-
forderungen zu meistern.

Industrie hat sich erfolgreich gegen 
Biogas-Gesetz eingesetzt
Das Erneuerbares-Gas-Gesetz (EGG) ist in der letzten regulären Nationalratssitzung 
vor der Wahl nicht wie ursprünglich geplant zur Abstimmung gekommen. 
Mit dem vorgelegten Entwurf wäre das Gesetz zu einer Kostenlawine geworden.

Die eindringlichen Warnungen 
der heimischen Industrie vor 
einem ineffizienten und teu-
ren Biogas-Gesetz haben Wir-

kung gezeigt: Der aktuelle Entwurf konn-
te in letzter Sekunde gestoppt werden und 
kam nicht, wie ursprünglich geplant, in 
der letzten regulären Nationalratssitzung 
der auslaufenden Legislaturperiode zur 
Abstimmung. Die Industrie hatte im Vor-
feld vor hohen Kostenbelastungen durch 
gesetzlich vorgeschriebene überhöhte 
Preisfestsetzungen für Biogas und damit 
negativen Auswirkungen auf Strompreise 
wie Inflation gewarnt. Im aktuellen Ent-
wurf wäre das Gesetz zur Kostenlawine 
geworden. Das EGG wäre zudem zur ab-
soluten Unzeit gekommen: Der produzie-
rende Sektor befindet sich im dritten Jahr 

der Rezession – die Belastung durch das 
EGG hätte besonders energieintensive 
Unternehmen stark getroffen.

Künstliche Preisfestsetzung
Grünes Gas kann und soll eine zentrale 
Rolle in der Transformation des Energie-
systems spielen, aber nicht auf Basis eines 
ineffizienten Fördersystems, das den 
angebotsseitigen Wettbewerb de facto 
aushebelt: Im ersten Schritt sollte Gas-
versorgern im EGG vorgeschrieben wer-
den, wie viel erneuerbares Gas jährlich an 
die Konsumenten verkauft werden muss; 
ohne Rücksicht darauf, ob die Menge 
auch tatsächlich in Österreich produziert 
werden kann oder zu welchen Preisen. 
Werden die Ziele nicht erreicht, drohen 
Strafzahlungen (sog. Ausgleichsbeitrag). 

Durch gesetzliche Preisfestsetzungen 
würde so in den freien Markt eingegriffen 
und ein künstlicher Benchmark-Preis für 
Biogas von 125 Euro pro MWh festgelegt. 
Zum Vergleich: Erdgas kostet derzeit ca. 
40 Euro pro MWh am CEGH. Die höhe-
ren Gaspreise hätten sich über die Merit-
Order bekanntermaßen zudem in höhe-
ren Strompreisen niedergeschlagen und 
damit die Inflation zusätzlich angetrieben.

Marktorientierter Hochlauf klima­
neutraler Gase für liquiden Markt 
Ziel muss vielmehr sein, in der nächsten 
Legislaturperiode ein kosteneffizientes 
und wettbewerbsorientiertes Modell zum 
Hochlauf klimaneutraler Gase zu schaf-
fen, das auch Importe miteinschließt, 
um einen möglichst liquiden Markt zu 

schaffen. Mitbedacht werden sollte zu-
dem, dass es einige Industriezweige gibt, 
die selbst Biogas als Nebenprodukt in der 
Produktion erzeugen und dieses – effi-
zienterweise – direkt am Standort auch 
selbst verwenden. 

Ein Hinweis sei noch gestattet: Die Vor-
stellung, dass heimisches Biogas kurzfris-
tig unsere Erdgasimporte ersetzen kann, 
ist illusorisch. Das EGG selbst geht beim 
Biogas-Hochlauf bis 2027 von einem An-
teil von rund drei Prozent Biogas aus – 
damit wird sich russisches Gas wohl kaum 
in relevantem Ausmaß ersetzen lassen.

Expertenmeinung von JUDITH OBERMAYR-SCHREIBER

Judith Obermayr-Schreiber, stv. IV-Bereichsleiterin 
Klima, Infrastruktur, Transport, Ressourcen & 
Energie.
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ZUR PERSON
Prof. Thomas A. Henzinger, PhD ist 
Vorsitzender des FORWIT und war 
bis Ende 2022 erster Präsident des 
Institute of Science and Technology 
Austria (ISTA). Er ist Mitglied der 
US National Academy of Sciences, 
der American Academy of Arts and 
Sciences, der Royal Society, der 
Academia Europaea, der Leopoldina 
und der ÖAW. Seit 2023 ist er im 
Scientific Council des European 
Research Council.

„Brauchen klares Bekenntnis 
zu Forschung und Innovation“
Thomas Henzinger, Vorsitzender des Rats für Forschung, Wissenschaft, Innovation  
und Technologieentwicklung (kurz FORWIT) fordert von der nächsten Bundesregierung,  
sich für eine Stärkung des EU-Forschungsrahmenprogramms einzusetzen.

FORWIT hat im Rahmen der Technology 
Talks Austria im September seine Empfeh-
lungen an die künftige Bundesregierung 
präsentiert und veröffentlicht. Wo sehen 
Sie dringend Handlungsbedarf?
Thomas Henzinger: Grundsätzlich braucht 
es von der neuen Bundesregierung ein 
deutliches und klares Bekenntnis zu For-
schung und Innovation – denn sie sind 
Garanten für Österreichs Sicherheit und 
Wohlstand. Das bedeutet auch, in den an-
stehenden Budgetverhandlungen zwischen 
Zukunftsinvestitionen und anderen Aus
gaben zu unterscheiden. Außerdem wäre es 
ein wichtiges Ziel, bis zum Ende der Legis-
laturperiode eine Forschungsquote von vier 
Prozent zu erreichen.

Für die Zukunft Österreichs wird die 
Stellung Europas in der Welt zunehmend 
wichtiger. Welche Empfehlungen haben 
Sie für Österreich, damit das Land einen 
bestmöglichen Beitrag zu Europas Position 

in der Welt beisteuern kann? Und welche 
Rolle spielt das nächste EU-Forschungs-
rahmenprogramm FP10 dabei?
Es ist evident, dass Europa droht, hinter 
Nordamerika und Asien zurückzufallen, 
und die Mitgliedstaaten der EU müssen 
sehr große, auch koordinierte Anstrengun-
gen unternehmen, um das zu verhindern. 
Das wichtigste supranationale Instrument 
dafür ist das Rahmenprogramm. Die neue 
Bundesregierung sollte sich daher für eine 
wesentliche Stärkung des Programms ein-
setzen. Das ist schon allein deshalb klug, 
weil wir innerhalb der EU im Forschungs-
bereich ein Nettoprofiteur sind.

Eine Empfehlung bezieht sich auf die 
Mobilisierung von privatem Kapital 
für Forschung und Innovation. Welche 
Maßnahmen sollten dafür in Österreich 
angegangen werden?
Die bisherige Bundesregierung hat hier 
wichtige Rahmenbedingungen geschaffen, 

etwa bei den Möglichkeiten für gemein
nützige Stiftungen. Nun gilt es, diese 
Potenziale auch zu nutzen und weitere 
zu erschließen; etwa die Errichtung eines 
Dachfonds für Risikokapital – oder es Pen-
sionsfonds zu ermöglichen, vermehrt in 
Forschung und Innovation zu investieren.

Künstliche Intelligenz als transformative 
Technologie des Jahrzehnts wird alle Be-
reiche des gesellschaftlichen und Arbeits
lebens massiv verändern. Wie kann aus 
Sicht des FORWIT in diesem Bereich der 
notwendige Kompetenzaufbau gelingen?
Der FORWIT hat erst kürzlich gemeinsam 
mit dem Beirat für Künstliche Intelligenz 
eine Empfehlung veröffentlicht, die sich 
diesem großen Thema widmet. Darin schla-
gen wir u. a. eine nationale Kompetenzstelle 
für KI vor, die sowohl Unternehmen als  

auch Schulen, Ämter und die Öffentlichkeit 
bei der Nutzung von KI durch modernste 

Hardware, Services, Ausbildung und Ex-
pertise unterstützt. Außerdem sollten Rah-
menbedingungen und Anreize geschaffen 
werden, die global agierende IT-Unterneh-
men dazu motivieren, in Österreich For-
schungs- und Entwicklungshubs anzusie-
deln – wie es etwa in Zürich und München 
erfolgreich vorgemacht wurde.

Fo
to

: J
oh

an
ne

s 
Zi

nn
er

/F
O

RW
IT

; K
at

ha
rin

a 
Sc

hi
ff

l; 
A

nn
a 

St
öc

he
r/

IS
TA

TECHNOLOGY TALKS: „TICKET IN 
DIE ZUKUNFT“ FÜR DIE INDUSTRIE
Beim Kick-off der diesmal in Wien über die Bühne gegangenen Techno
logy Talks Austria mit über 800 Teilnehmern diskutierten renommierte 
internationale Speaker aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik inten-
siv über Herausforderungen und Chancen der „Triple Transition“.

„Technologien zu entwickeln und beherrschen ist für die Industrie das Ticket in die Zu-
kunft“, so IV-Präsident Knill anlässlich der Technology Talks Austria, die heuer erstmals 
nach 40 Jahren in Wien stattfanden. Die Technology Talks stärken nicht nur die Vernet-
zung des FTI-Ökosystems, sondern haben auch eine wichtige Radarfunktion, internatio-
nale Entwicklungen und Initiativen frühzeitig zu beleuchten und strategisch aufzugreifen, 
um Österreich als Technologiestandort bestmöglich zu positionieren und zu stärken.

Von der IV wurde heuer wie-
der ein High Level Roundtable 
organisiert, wo sich Bundes
ministerin Gewessler, Bundes-
minister Kocher und Sektions-
chefin Barbara Weitgruber in 
Vertretung von Bundesminister 
Polaschek mit der Industrie aus-
tauschten. „Die kommenden 
Monate sind für die Ausrichtung 
des FTI-Standorts entschei-
dend. Zentrale FTI-politische 
Weichenstellungen sind mit dem 

nächsten Regierungsprogramm zu setzen und die FTI-Budgets für die nächsten Jahre sind 
sicherzustellen“, so IV-Präsident Knill. Maßnahmen wie insbesondere die Stärkung der For-
schungsprämie als Standort-USP, die Verankerung eines Forschungsquotenziels von min-
destens 4 %, der Ausbau der Technologieoffensive zur Stärkung von Schlüsseltechnologien 
und Zukunftsfeldern sowie eine signifikante Steigerung der Budgets der FTI-Pakete um 
mindestens 10 % pro Jahr müssen umgesetzt werden. Auf EU-Ebene muss Österreich für 
ein starkes zehntes EU-Forschungsrahmenprogramm mit einem Gesamtbudget von min-
destens 200 Mrd. Euro eintreten. Diese Forderungen wurden durch IV-Präsident Knill und 
die Vorsitzende des FTI-Ausschusses, Elisabeth Engelbrechtsmüller-Strauß, auch auf den 
Panels zur nationalen und europäischen FTI-Politik unterstrichen.

Beim diesjährigen vffi-Workshop, diesmal zur europäischen FTI-Politik, wurden die euro-
päischen Forderungen zusätzlich untermauert. Dort diskutierte ein hochkarätiges Panel, 
unter anderem mit Georg List, Vice President Corporate Strategy AVL, und Sylvia Schwaag 
Serger, stellvertretende Vorsitzende des Rates für Forschung, Wissenschaft, Innovation 
und Technologieentwicklung.

KI ALS BRÜCKE ZWISCHEN 
WISSENSCHAFT UND INDUSTRIE

bigX 2024 bringt Wissenschaft und Wirtschaft an einen Tisch und 
stellt den Technologietransfer ins Zentrum.

Unter dem Titel „The Future of AI“ stand 
bigX 2024, organisiert vom Institute of 
Science and Technology Austria (ISTA) in 
Kooperation mit der Industriellenvereini-
gung, ganz im Zeichen der neuesten Tech-
nologiedurchbrüche und aktuellen Trends 
von künstlicher Intelligenz und bot einen 
Blick auf die Zukunft der Technologie.

Vor rund 300 Gästen unterstrichen Spea-
kerinnen und Speaker renommierter 
Institutionen wie dem MIT, Oxford oder 
ISTA und Expertinnen und Experten aus 
der Industrie die enorme Bedeutung des 
interdisziplinären Austauschs zwischen 
exzellenter Wissenschaft und Wirtschaft. 
Neben der Vorstellung der aktuellen 
ISTA-Forschung zu KI-Modellen lag ein 
Fokus auf ethischen und regulatorischen 
Aspekten sowie der konkreten Anwen-
dung der Technologie. Zur Integration 
von KI in die Life Sciences und deren 

Potenzial für zukünftige Innovationen im 
Pharma- und Biotech-Bereich diskutier-
ten Alicia Michael (ISTA), Carmen Visus 
(AOP Health), Troy Dale (Novartis) und 
Michael Bronstein (Oxford). Letzterer 
ist Gründungsdirektor des Instituts für 
Künstliche Intelligenz in der Biomedizin 
mit dem Namen AITHYRA, das von ÖAW 
und der Boehringer Ingelheim Stiftung 
tags zuvor ins Leben gerufen wurde.

WEBTIPP
Weiterführende Informationen:
www.bigx.at/2024-recap
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ANWÄLTIN 
DES STANDORTS

Die Nationalratswahl in Österreich ist geschla-
gen. Nachdem in den Wahlprogrammen von 
Krisenstimmung wenig zu spüren war, ist es 
nun Zeit für einen Realitätscheck: Österreich 

befindet sich inmitten des zweiten Rezessionsjahrs, und 
für die Industrie geht es sogar bereits in das dritte Krisen-
jahr. In ihren aktuellen Herbstprognosen revidieren das 
IHS und das Wifo ihre Prognose für das heurige Jahr von 
einer schwarzen Null auf ein deutliches Minus von über 
einem halben Prozent, zugleich werden beide Institute 
beim Ausblick auf das kommende Jahr noch vorsichtiger: 
Mehr als ein realer BIP-Zuwachs von einem mageren 
Prozent ist nicht zu erwarten.

Gleichzeitig sind durch die Unterstützungsmaßnahmen 
im Kontext der Krisen der vergangenen Jahre die Staats-
schulden auf einen neuen Rekordstand geklettert. Im 
zweiten Quartal 2024 lagen sie laut Statistik Austria bei 
394,8 Milliarden Euro. Im Vergleich zum vierten Quar-
tal 2023 ist das ein Anstieg um 23,1 Milliarden Euro. Die 
Schuldenquote, das Verhältnis der Staatsschulden zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt (BIP), stieg im zwei-
ten Quartal 2024 auf 78,7 Prozent – von der Maastricht-
Vorgabe von höchstens 60 Prozent ist Österreich weit 
entfernt. In den krisengeprägten Jahren seit Ende 2019 
bis Ende 2023 stiegen die öffentlichen Schulden des Ge-
samtstaats um 90,8 Milliarden Euro oder 32,3 Prozent auf 
371,7 Milliarden Euro (78,6 % des BIP). „Zur Einhaltung 
der europäischen Fiskalregeln ist es notwendig, Maßnah-
men zur Reduzierung der Schulden zu setzen. Die lang-
fristige Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen darf 
nicht zugunsten kurzfristiger budgetbelastender Maß-
nahmen gefährdet werden. Das ist eine große Verantwor-
tung für die Zukunft, denn auch die nächste Generation 
braucht einen finanziellen Spielraum“, sagte Rechnungs-
hofpräsidentin Margit Kraker anlässlich der Präsentation 
des Bundesrechnungsabschlusses 2023 Mitte des Jahres. 

Im Zentrum der Regierungsverhandlungen müssen also 
aus Sicht der Industriellenvereinigung zwei Dinge ste-
hen: Maßnahmen, die möglichst rasch die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen stärken, um Österreich den 
Weg aus der Rezession zu ebnen. Zugleich braucht es 
strukturelle Reformen, um das Budget zu sanieren. „We-
der werden wir die Wirtschaft mit der Hilfs-Gießkanne 
wieder zum Sprießen bringen noch Budgetlöcher mit 
neuen Steuerfantasien stopfen. Dieser Art von Politik 
wurde bei der Nationalratswahl eine Absage erteilt“, sagt 
IV-Generalsekretär Christoph Neumayer. 

Strukturelle Krise
Bei der wirtschaftlichen Abwärtsspirale, in der sich Öster-
reich befindet, handelt es sich um ein Tandem aus kon-
junktureller und struktureller Rezession. „Während von 
den konjunkturellen Faktoren im kommenden Jahr ein 
leicht positiver Einfluss auf die wirtschaftliche Dynamik 
ausgehen wird, ist bei den strukturellen Faktoren derzeit 
nicht einmal ein Silberstreif der Besserung am Horizont 
zu entdecken“, bringt IV-Chefökonom Christian Helmen
stein das Problem auf den Punkt. Bei den konjunkturellen 

Die Wahl ist geschlagen, nun ist es Zeit für einen Realitätscheck. 
Österreich ist im zweiten Jahr einer konjunkturellen und strukturellen Rezession – 

auf die nächste Bundesregierung warten große Aufgaben.

Faktoren werden die Zinssenkungen ebenso wie das Bau-
paket insbesondere in der Bauwirtschaft zu wirken begin-
nen, die hohen Reallohnzuwächse werden sich konsum-
stärkend bemerkbar machen und der Lagerabbau kommt 
zu seinem Ende. Letzteres hat zur Folge, dass nun wieder 
verstärkt nachproduziert werden muss, was den leeren 
Lagern nicht mehr entnommen werden kann.

Bei den strukturellen Faktoren sind es jedoch nicht pri-
mär exogene Schocks aus Großkrisen medizinischer 
und geopolitischer Natur, welche die Wirtschaft hem-
men, sondern größtenteils hausgemachte Nachteile, die 
die Chancen heimischer Unternehmen mindern, am 
globalen Wachstum teilzuhaben. Dabei fällt dieses mit 
rund drei Prozent in diesem und im kommenden Jahr 
gar nicht einmal schwach aus. Den anhaltenden Markt-
anteilsverlusten der österreichischen exportorientierten 
Wirtschaft muss sich die kommende Bundesregierung 
dringend stellen. Dazu braucht es ein starkes Standort-
ministerium, Reformen in den Bereichen Arbeitsmarkt 
und Pensionen sowie Entlastungen bei Arbeitskosten, 
Energie- und Bürokratiekosten. 

Weniger Investitionen
Im Jahr 2021 gab es – angeschoben durch die Investitions-
prämie – noch ein starkes Investitionsgeschehen. Seither 
ging es bergab, vor allem bei den Ausrüstungsinvestitio-
nen und den Bauinvestitionen. Heimische Unternehmen 
investieren zudem häufiger an Standorten im Ausland, 
wo die Rahmenbedingungen dafür besser sind, während 
umgekehrt weniger ausländisches Kapital in den Stand-
ort Österreich fließt. Zwischen 2019 und 2023 lagen die 
Direktinvestitionen österreichischer Unternehmen im 
Ausland bei 41 Milliarden Euro, während ausländische 
Unternehmen in Österreich nur 25,3 Milliarden Euro in-
vestiert haben. Das hat Auswirkungen auf Arbeitsplätze, 
Wachstum und Innovation. 

Wie ist Österreich in diese schwierige Lage geraten? Es 
ist vor allem das „Preis-Leistungs-Verhältnis“ des Stand-
orts Österreich, das zur dramatischen Erosion der Stand-
ortattraktivität Österreichs geführt hat. Und bis dato ist 
keine Besserung in Sicht: Hohe Lohnabschlüsse lassen 
die Lohnstückkosten laut Oesterreichischer National-
bank von 2023 bis 2026 um durchschnittlich 5,7 Prozent 
pro Jahr steigen – das sind um 2,1 Prozentpunkte mehr 
als im Euroraum. Gleichzeitig haben die bürokratischen 
Belastungen enorm zugenommen, was von den Unter-
nehmen als Investitionshemmnis wahrgenommen wird. 
Vieles davon wird auf EU-Ebene entschieden – in der na-
tionalen Umsetzung aber mitunter noch übererfüllt, was 
die Problematik weiter verschärft.

Strukturreformen
Trotz des Krisenmodus der vergangenen Jahre sind der 
letzten Bundesregierung einzelne Strukturreformen 
gelungen. So hat die teilweise Abschaffung der kal-
ten Progression 2023/24 eine Entlastung im Gesamt-
volumen von 1,95 Milliarden Euro gebracht. „Mit der 
Abschaffung der kalten Progression und den daraus 

folgenden Anpassungen der Steuerstufen kommen die 
Lohnerhöhungen auch tatsächlich bei den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern an. Dadurch wird Arbeit attraktiver 
und Leistung fairer belohnt“, sagt Neumayer. Weiterhin 
offen, aber dringend notwendig sind jedoch Reformen 
des Abgaben- und Pensionssystems, um Arbeitsanreize 
zu setzen und Leistung zu belohnen. Angesichts der stark 
gestiegenen Budgetbelastung durch das Pensionssystem 
muss der längere Verbleib älterer Menschen im Erwerbs-
leben attraktiver werden und die gestiegene Lebens-
erwartung im System abgebildet werden. 

Auch eine Arbeitsmarktreform wird bei der nächsten 
Bundesregierung weit oben auf der Agenda stehen 
müssen, um dem anhaltenden Fachkräftemangel zu be-
gegnen – neben Arbeitsanreizen hat damit aus Sicht der 
Industriellenvereinigung auch eine Reform des Arbeits-
losengeldes einherzugehen. Hinzu kommt: Ohne quali-
fizierte Zuwanderung wird Österreich den Arbeitskräfte- 
und Fachkräftemangel kaum mindern können. 

Abgabenquote senken
Bereits die Debatte über neue Steuerideen schadet dem 
Wirtschaftsstandort. Österreich ist schon jetzt mit 43,6 
Prozent Abgabenquote – das sind Steuern und Sozial
beiträge in Prozent des BIP – in der (negativen) Welt-
spitze. Im internationalen Vergleich zeigt sich, dass 
eine hohe Abgabenquote keine notwendige Bedingung 
für einen gut ausgebauten Sozialstaat ist: In Island liegt 
die Abgabenquote bei 36 Prozent, in den Niederlanden 
bei 39 Prozent und in der Schweiz bei 27 Prozent. Eine 
schrittweise Senkung dieser Quote auf höchstens 40 Pro-
zent in Österreich ist eine notwendige Entlastungsmaß-
nahme. Die Lohnnebenkosten müssen zumindest auf das 
Niveau Deutschlands gesenkt werden, um die Wettbe-
werbsfähigkeit österreichischer Unternehmen zu stärken 
– in Österreich betrugen die indirekten Arbeitskosten 
der Arbeitgeber in den Sektoren Industrie, Bauwesen 
und Dienstleistungen 2022 26,6 Prozent der Arbeitskos-
ten, während sie in Deutschland bei 23,3 Prozent lagen.  

Gleichzeitig wird demnächst auch die nächste EU-Kom-
mission die Arbeit aufnehmen. Auf dieser Ebene braucht 
es aus Sicht der Industrie die Umsetzung eines ehrgeizigen 
„New European Competitiveness Deal“, die Ergänzung 
des „Green Deal“ durch eine Industriestrategie, eine am-
bitionierte Handelsagenda und unbedingt den bereits an-
gekündigten, aber unterambitionierten Bürokratieabbau. 

„Nur mit mutigen und ehrgeizigen Schritten wird es uns 
gelingen, Österreich wieder auf einen Wachstumspfad zu 
führen. Wirtschafts- und strukturpolitischen Stillstand 
oder gar standortschädliche Maßnahmen kann sich Ös-
terreich in der aktuellen Situation nicht leisten. Die In-
dustriellenvereinigung wird auch in der bevorstehenden 
Legislaturperiode stets auf die notwendigen Maßnah-
men für den Standort Österreich und Europa hinweisen 
und auch der neuen Bundesregierung stets als starke 
Partnerin und unabhängige Anwältin des Standorts zur 
Verfügung stehen“, sagt IV-Generalsekretär Neumayer. Fo
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Unter dem Motto „Weichenstellung für 
Österreich – Fahrplan der Industrie“ betonte 

IV-Präsident Georg Knill: „Die nächste 
Bundesregierung steht vor gewaltigen 

Herausforderungen. Die Weichen müssen 
jetzt gestellt werden. Wir brauchen mutige 

und entschlossene Entscheidungen. Es geht 
darum, ob wir es als Land gemeinsam schaf-

fen, den Kurs zu ändern und die notwendi-
gen Reformen anzugehen, um Österreich 

zukunftsfähig zu machen. Das österreichische 
Erfolgsmodell steht zur Disposition.“

IV-Vizepräsidentin Sabine Herlitschka 
betonte die Bedeutung von Innovation und 

Unternehmertum: „Wer Innovation will, 
darf nicht im Mittelmaß verharren“, sagte sie 

und führte weiter aus, dass Mut, Eigen-
verantwortung und Gestaltungskraft das 

Fundament unserer Entscheidungen, unse-
res Handelns und letztlich unseres Erfolgs 

seien. Es sei wichtig, Innovation, Wirtschaft 
und Industrie enger zu verknüpfen, um die 

Weichen auf die Zukunft zu stellen.

IV-Vizepräsidentin Patricia Neumann 
stellte in ihrer Rede die Notwendigkeit 
eines entschlossenen Bürokratieabbaus 
in den Mittelpunkt: „Unternehmen sind 
zunehmend überfordert von einer Flut an 
Berichtspflichten und Regelungen. Allein 
im Umwelt- und Nachhaltigkeitsbereich 
hat die Europäische Union in den letzten 
Jahren 850 neue Regelungen erlassen –  
das sind mehr als 5.000 Seiten an Rechts-
vorschriften, die unsere Unternehmen 
umsetzen müssen“, unterstrich sie mit 
Blick auf die vergangenen Jahre.

IV-Vizepräsident F. Peter Mitterbauer 
hob die Bedeutung der Export
wirtschaft hervor: „Der Motor 
unserer Wirtschaft stottert, und das 
liegt nicht daran, dass wir plötzlich 
die Fähigkeit verloren haben, gute 
Produkte zu entwickeln. Ganz im 
Gegenteil: Unsere Unternehmen 
zählen zur Spitzenklasse, die Qualität 
der Produktion sucht ihresgleichen 
und unsere Fachkräfte sind top aus-
gebildet.“ Doch Mitterbauer warnte, 
dass die steigenden Kosten Österreich 
in die Enge treiben: „Besonders die 
stark gestiegenen Lohnstückkosten 
machen es zunehmend unmöglich, 
unsere Produkte zu wettbewerbs-
fähigen Preisen anzubieten – wir ver-
gleichen uns nicht mit Konkurrenten 
um die Ecke, sondern weltweit.“

Am Tag der Industrie 2024 stand die Zukunft 
des Industriestandorts Österreich im 

Fokus. Mehr als 500 Persönlichkeiten aus 
Wirtschaft, Politik und Wissenschaft waren 

im Haus der Industrie zu Gast. 

Tag der Industrie 2024
im Zeichen

der „Weichenstellung“

IV-Wien-Präsident Christian C. Pochtler (l.) 
und Wirtschaftsminister Martin Kocher.

V. l. n. r.: Stefan Kirchebner (Garde), die Zweite Nationalrats
präsidentin Doris Bures, IV-Vizegeneralsekretär Peter Koren, IV-Präsident 
Georg Knill, Gesundheitsminister Johannes Rauch.

WKÖ-Generalsekretär Karlheinz 
Kopf (re. Foto); IV-Generalsekretär 
Christoph Neumayer (Foto unten).
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„MINT-Girls Challenge“ geht in 
die nächste Runde
Der bundesweite Wettbewerb „MINT-Girls Challenge“ begeistert Mädchen für Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaften und Technik. Bis 23. Februar 2025 können wieder innovative Ideen eingereicht werden.

Am 5. September gaben 
Frauenministerin Susanne 
Raab, Arbeits- und Wirt-
schaftsminister Martin Ko-

cher sowie IV-Generalsekretär Chris-
toph Neumayer bereits zum vierten Mal 
den Startschuss für die österreichweite 
„MINT-Girls Challenge“. Die Initiative 
soll bei Mädchen und jungen Frauen 
das Interesse für Mathematik, Informa-
tik, Naturwissenschaften und Technik 
(MINT) wecken und dem Fachkräfte-
mangel entgegenwirken.

Warum die „MINT-Girls Challenge“ 
so wichtig ist 
Drei von vier Industrieunternehmen 
kämpfen seit vielen Jahren mit Personal-
problemen im MINT-Bereich; und auch 
in der Rezession bleibt die Personal
suche nach MINT-Talenten eine He-
rausforderung. Gleichzeitig wird aber 
nur knapp ein Viertel der hoch quali-
fizierten MINT-Jobs von Frauen be-
setzt. Da sich die Situation nur langsam 
verbessert (Wachstum Frauenanteil in 
zehn Jahren von 20 % auf 23 %), wurde 
von BMAW, BKA und Industriellen
vereinigung vor drei Jahren die „MINT-
Girls Challenge“ gestartet.

Mit MINT die Probleme 
unserer Zeit lösen
Unter dem diesjährigen Motto „Let’s do 
change“ werden Mädchen eingeladen, in-
novative MINT-Ideen zu entwickeln, die 
die Welt nachhaltiger, lebenswerter und 
zukunftsfitter machen. Umgesetzt wer-
den können diese Lösungen zum Beispiel 
als Video, Text oder als Werkstück. Auf 

die Gewinnerinnen warten attraktive 
Sachpreise und aufregende MINT-
Erlebnisse von führenden österreichi-
schen Technologieunternehmen. „Wer 
schon in jungen Jahren Fragen stellt, sich 
dafür interessiert, wie die Welt um uns 
herum funktioniert, die oder der kann 

im MINT-Bereich schon morgen Kar-
riere machen und gleichzeitig mithelfen, 
die Welt zu verbessern. Wir wollen ganz 
besonders Mädchen motivieren, hierbei 
mitzuwirken“, bringt IV-Generalsekre-
tär Christoph Neumayer den Kern der 
„MINT-Girls Challenge“ auf den Punkt.

IV-Generalsekretär Neumayer, Wirtschaftsminister Kocher und Frauenministerin Raab 
mit jungen MINT-Talenten.

MINT-GIRLS CHALLENGE
•	 Einreichschluss: 23. Februar 2025
•	 Infos und Einreichung: 

www.mintgirlschallenge.at
•	 Zielgruppe: Mädchen und junge 

Frauen von 4–19 Jahren
•	 Ziel: Einreichung einer MINT-

Idee, die auf ein SDG (Sustainable 
Development Goal) abzielt

Bildung: Hohe Investitionen, 
dennoch Verbesserungsbedarf
Die OECD hat das Bildungssystem Österreichs unter die Lupe genommen. Insbesondere in der 
frühkindlichen Bildung gibt es Nachholbedarf. Die Industriellenvereinigung hat Lösungsvorschläge.

Die aktuelle OECD-Studie „Bil-
dung auf einen Blick“ zeigt 
bildungspolitische Weichen-
stellungen für einen attrakti-

ven Bildungs- und Wirtschaftsstandort 
auf. Heuer lag der Schwerpunkt insbe-
sondere auf Bildungsinvestitionen, Bil-
dungsverläufen sowie Lehrkräften und 
dem Lehrumfeld.

Zentrale Erkenntnisse für Österreich
Die Teilnahme an frühkindlicher Bildung 
variiert in Österreich stark nach Region 
und sozialökonomischem Hintergrund 
der Familien – obwohl sie den besten 
Start in erfolgreiche Bildungskarrieren 
ermöglicht.

Zwar sind die Investitionen in den Bil-
dungsbereich insgesamt hoch, doch auf 
den zweiten Blick lässt sich erkennen, 

dass die frühkindliche Bildung ein ver-
gleichsweises kleines Stück des Budget-
kuchens erhält – trotz klarer Evidenz, dass 
sich Investitionen in den Kindergarten 
volkswirtschaftlich mindestens achtfach 
rentieren.

Die Zahl der Jugendlichen zwischen 
15  und 29, die sich weder in Ausbildung 
noch in Erwerbstätigkeit befinden, ist 
in Österreich seit 2016 nicht gesunken. 
Sie liegt weiterhin bei 12 % – trotz Ein
führung der Ausbildungspflicht bis 18.

Der Lehrkräftemangel ist in ganz Europa ein 
drängendes Problem. Auch in Österreich 
stellen die Überalterung der Lehrkräfte 
und die hohe Zahl an Teilzeitbeschäftigten 
eine große Herausforderung für das Bil-
dungssystem dar. Bis 2030 gehen in Öster-
reich 125.000 Lehrpersonen in Pension. 

Aus aktueller Sicht entsteht dadurch eine 
Lücke von 20.000 Lehrpersonen.

Lösungsvorschläge
Die IV hat zielgerichtete Lösungsvorschlä-
ge, um diesen Missständen im österreichi-
schen Bildungssystem entgegenzutreten:

In der Elementarbildung wird die Basis für 
eine erfolgreiche Bildungslaufbahn gelegt. 
Darüber hinaus werden soziale Kompe-
tenzen und Sprachfähigkeiten entwickelt. 
Die IV tritt daher für ein zweites verpflich-
tendes Kindergartenjahr ein.

Kinderbildung und -betreuung muss in Ös-
terreich ab dem ersten Lebensjahr garan-
tiert werden und mit Vollzeitbeschäftigung 
beider Elternteile vereinbar sein. Dafür 
braucht es künftig einen Schulterschluss 
von Bund, Ländern und Gemeinden.

Lesen, Schreiben und Rechnen sind funda-
mentale Kompetenzen. Dementsprechend 
muss die Vermittlung diese Grundkennt-
nisse im Rahmen einer Bildungspflicht von 
der 1. bis zur 8. Schulstufe im Zentrum 
stehen. Durch die Entwicklung eines Stär-
kenportfolios über diesen Zeitraum sollen 
die Schülerinnen und Schüler zudem über 
sich selbst, ihre Stärken und Talente besser 
Bescheid wissen und basierend darauf die 
richtige Bildungs- bzw. Berufswahl treffen.

Es braucht ein klares Berufs- und Leitbild 
für Pädagoginnen und Pädagogen, um 
das professionelle Rollenverständnis und 
Selbstverständnis der Lehrkräfte zu stär-
ken. Ein solches Leitbild würde die Rolle 
der Pädagoginnen und Pädagogen künftig 
aufwerten und für Studieninteressen-
tinnen und -interessenten Orientierung 
bieten.

8 Oktober 2024Bildung
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ÖSTERREICH VS. 
ZUKUNFT
Wer führt die Mannschaft an? 
Und wer wird am Ende gewinnen?

Österreich hat gewählt. Und zwar historisch. 
Noch nie war eine FPÖ auf Platz eins oder 
eine Sozialdemokratie auf Platz drei. Auch 
die ÖVP kann sich bei Weitem nicht über den 
zweiten Platz freuen, denn auch sie hat etwas 
mehr als elf Prozentpunkte verloren. Eine 
stabile Regierung zu bilden wird eine große 
Herausforderung – aber mindestens so wich-
tig ist die Botschaft des Wahlergebnisses: Die 
Menschen haben genug vom bisherigen Kurs. 
Sie sind unzufrieden mit der Politik und dem 
System der letzten Jahre.
 
Unsere Bürokratie wächst unaufhaltsam, und 
als Unternehmer steht man vor immer grö-
ßeren Herausforderungen. Wir kämpfen mit 
steigenden Lohnkosten und schwindender 
Wettbewerbsfähigkeit, während die Politik 
eine „Vollkasko-Mentalität“ etabliert hat: Der 
Staat übernimmt für alles die Verantwortung 
und verteilt, als gäbe es unbegrenzt Ressour-
cen. Dieses „Geld wächst auf Bäumen“-Den-
ken hat sich tief in die Gesellschaft einge-
graben. Es fehlt das Bewusstsein dafür, dass 
Wohlstand erarbeitet werden muss – in der 
Bevölkerung ebenso wie in der Politik.

Doch wir stehen am Scheideweg. Nach drei 
Jahren Rezession und alarmierenden Budget-
defiziten sind wir gezwungen, die Prioritäten 
neu zu setzen. Die Staatsfinanzen sind ange-
schlagen und der finanzielle Spielraum wird 
enger. Es reicht nicht mehr, sich von Wahl zu 
Wahl mit kurzfristigen Lösungen zu retten. 
Österreich braucht jetzt eine klare Vision, 
wohin die Reise gehen soll. Wollen wir ein 
Land sein, das langfristig wettbewerbsfähig 
und innovativ bleibt? Oder setzen wir wei-
terhin auf ein Sozialsystem, das von immer 
weniger Menschen getragen werden kann?

Es ist Zeit, wieder mehr Eigenverantwortung 
ins Zentrum zu rücken. Die Menschen müs-
sen verstehen, dass der Staat nicht für alles 
aufkommen kann. Unsere Aufgabe als Junge 
Industrie ist es, den Fokus auf nachhaltige 
Lösungen zu lenken. Wir fordern Einsparun-
gen im Pensionssystem, eine Rückkehr zur 
Vollzeitbeschäftigung und verstärkte Investi-
tionen in Bildung und MINT-Fächer. Nur so 
schaffen wir es, die Grundlage für eine starke 
Wirtschaft und eine verantwortungsbewusste 
Gesellschaft zu legen.

Es braucht klare Visionen für die Zukunft: 
Was soll Österreich in zehn, 20 Jahren sein? 
Ein Land, das Eigenverantwortung und In-
novation fördert, oder eines, das im Stillstand 
verharrt und von kurzfristigen Geschenken 
abhängig ist? Österreich muss sich entschei-
den – und es ist Zeit für eine klare Richtung.

Julia Aichhorn,
Bundesvorsitzende der Jungen Industrie

Bundestagung der 
Jungen Industrie
Unter dem Motto „Feuer am DACH – wie schaffen wir den Turnaround?“ 
drehte sich alles um die Zukunfts- und Wettbewerbsfähigkeit.

Zum ersten Mal seit zehn Jahren war Vorarlberg 
wieder Gastgeber der Bundestagung der Jun-
gen Industrie: Von 3. bis 5. Oktober 2024 trafen 
sich rund 120 Mitglieder der JI aus allen Bundes

ländern, um sich auszutauschen, zu vernetzen und gemein-
sam Zukunftsperspektiven für die Industrie zu diskutieren.

Einmaliger Auftakt in der Johanniterkirche 
Der Auftakt der Bundestagung fand in der Feldkircher 
Johanniterkirche statt, die zum ersten und wohl einzigen 
Mal für eine Veranstaltung dieser Art geöffnet wurde. 

„Gerade wegen der herausfordernden Zeiten ist es unsere 
Aufgabe als Junge Industrie, positiv in die Zukunft zu blicken 
und konsequent bei unseren Themen und Forderungen zu 
bleiben“, eröffnete Bundesvorsitzende Julia Aichhorn die 
Bundestagung mit ihrer Rede. Die anschließende Keynote 
von Franz Schellhorn, Leiter der Denkfabrik Agenda Aus

tria, schlug in dieselbe Kerbe. Darin stellte er drei Forde-
rungen an die künftige Bundesregierung, um Österreich 
wieder wettbewerbsfähig zu machen: „Erstens braucht es 
eine Ausgabenbremse wie in der Schweiz, um den Reform-
druck zu erhöhen. Zweitens muss die Politik aufhören, Teil-
zeit steuerlich zu subventionieren. Drittens braucht Öster-
reich eine Schulreform“, so Schellhorn.

Was andere Länder besser machen, versuchte die Modera-
torin des Abends, Anna Hilti (Vorsitzende JI-Vorarlberg), 
in der folgenden Podiumsdiskussion mit Franz Schellhorn, 
Julia Aichhorn, Fabian Frick (CEO Hoval und Vizepräsident 
Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer), Stefan 
Aichbaur (H&Z Management Consulting, München) und 
Fabian Pernstich (Industrie- und Handelskammer St.Gal-
len-Appenzell) zu erarbeiten. Die Referenten aus dem D-
A-CH-LI-Raum beleuchteten die Stärken und Schwächen 
ihrer Länder und veranschaulichten, was diese jeweils von-
einander lernen können. Grundtenor war, dass die Über-
regulierung auf nationaler und EU-Ebene zunehmend zum 
Problem wird – auch in der Schweiz und in Liechtenstein.

„‚Amerika innoviert, China imitiert 
und Europa reguliert‘ – leider hat 
diese Überspitzung einen wahren 
Kern und die Politik muss alles daran 
setzen, dass uns Amerika und China 
nicht noch weiter abhängen“  – mit 
diesen Schlussworten beendete 
Anna Hilti die Diskussion und lud die 
Mitglieder zum anschließenden Dis-
kutieren und Netzwerken ein. 

Abwechslungsreiches Programm 
mit Betriebsbesichtigungen und 
Diskussionen
Der zweite Tag der Bundestagung 
führte die Teilnehmerinnen und Teil
nehmer zu spannenden Betriebs- 

besichtigungen bei Rondo Ganahl, 11er und Hirschmann 
Automotive, wo die düstere wirtschaftliche Großwetterlage 
ebenso thematisiert wurde. Alle Betriebe beklagen ähnliches 
Leid: zu viel Bürokratie, hohe Lohnnebenkosten, viel zu 
große Steuerbelastung. Zudem brauche es seitens der Politik 
unbedingt Anreize, um Leute wieder in Vollzeitbeschäfti-
gung zu bringen – zurzeit sei Teilzeit für Mitarbeiter weitaus 
attraktiver, was sich ändern müsse.

Nach den Besichtigungen diskutierte die Junge Industrie im 
beeindruckenden Peterhof in Furx weiter mit Elmar Hart-
mann, Präsident der IV-Vorarlberg, sowie den Architekten 
des renommierten Architekturbüros Baumschlager Eberle 

über aktuelle Herausforderungen und Chancen für Unter-
nehmen in Österreich. Hartmann ging unter anderem auf 
die Lohnstückkosten ein, die in Europa nach Luxemburg 
am zweithöchsten gestiegen sind – um fast 35 Prozent seit 
2019. „Die Produktivitätssteigerung kann damit unmög-
lich mithalten. Die Folge ist, dass wir uns aus allen Märkten 
preisen, Betriebe abwandern und die Arbeitslosigkeit stei-
gen wird“, so Hartmann.

Das Resümee der Tagung wurde am dritten Tag beim ma-
lerischen Lünersee gezogen: Begleitet von Schneefall und 
einer traditionellen Brettljause diskutierten die Mitglieder 

ein letztes Mal, bevor alle die Heim-
reise antraten.

Positive Bilanz und Ausblick
Die Bundestagung der Jungen In-
dustrie 2024 hat einmal mehr ge-
zeigt, wie wichtig Austausch und 
Vernetzung in der jungen Industrie
landschaft sind. „Wir freuen uns 
sehr über das große Interesse und 
die spannenden Gespräche, die wir 
in den drei Tagen führen konnten“, 
resümiert Anna Hilti. „Es ist wich-
tig, die Zukunft der DACH-Region 
gemeinsam zu gestalten und Strate-
gien zu entwickeln, um den Heraus-
forderungen der Deindustrialisie-
rung zu begegnen.“

Bundesvorsitzende Julia Aichhorn bei ihrer Eröffnungsrede.

Bei der Podiumsdiskussion diskutierten Unternehmer aus dem DACH-
Raum zu aktuellen Herausforderungen in der Industrie.

Der abschließende Ausflug zum Lünersee wurde 
von Schneefall begleitet.

Eröffnungsabend in der Johanniterkirche.

IV-POSITIONEN 9Junge Industrie
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Richtungsentscheidung
Die Nationalratswahl 2024 und ihre möglichen Folgen standen im Zentrum der Vorstandssitzung der IV-Wien am  
16. September. Klar war dabei schon vor der Wahl: Die Regierungsbildung wird dieses Mal alles andere als leicht.   

Präsident Christian C. Pochtler gab 
zu Beginn der Sitzung einen kur-
zen Überblick über die aktuelle 
standortpolitische Lage. Von der 

Hochwasserkatastrophe am Wochenende 
vor der Sitzung einmal abgesehen bot sich 
auch so kein wirklich heiteres Bild: Manche 
gehen sogar so weit, dass sie die Periode 
von 2019 bis 2024 als „fünf verlorene Jahre“ 
titulieren, da in dieser Zeit in Österreich das 
reale BIP pro Kopf um 1,7 Prozent gesun-
ken ist. Österreich bildet damit das Schluss-
licht in der EU. Die Auswirkungen der an-
haltenden Rezession sind mittlerweile am 
Arbeitsmarkt sehr deutlich sichtbar. So 
stieg die Arbeitslosigkeit in der Industrie im 
August um mehr als 16 Prozent.

Angesichts der massiv gesunkenen Wett-
bewerbsfähigkeit und vor allem auch 
der extremen Schieflage im öffentlichen 
Staatshaushalt solle man den Wahlkampf-
versprechen der Parteien nur bedingt 
Glauben schenken, so Pochtler. Die Neu-
verschuldung steige derzeit unter anderem 
auch deshalb so rasant, weil bei der Er-
stellung des Budgets für 2024 von einem 
BIP-Wachstum in Höhe von 1,2 Prozent 
für das laufende Jahr ausgegangen wurde. 
Tatsächlich werde Österreichs BIP aber 
wieder schrumpfen, laut OeNB wohl um 
bis zu minus 0,7 Prozent. „Angesichts 
dessen wird jede neue Bundesregierung 
auch um eine ausgabenseitige Budget
konsolidierung nicht herumkommen“, so 
der Präsident. Ebenso klar sei auch, dass es 
so bald wie möglich strukturelle Maßnah-
men brauche, um die Wettbewerbsfähig-
keit des Standorts wieder zu verbessern. In 
Summe gehe es bei der Nationalratswahl 
somit um eine Richtungsentscheidung, 
wie Pochtler betonte: „Wollen wir in Ös-
terreich Wohlstand haben oder nicht?“

„Agenda Surfing“ – das neue Normal
Als erster Gast wurde im Anschluss der 
Politikexperte Thomas Hofer in der 

Vorstandssitzung begrüßt. Gewohnt 
prägnant kam er gleich zu Beginn auf den 
Punkt: Politik habe sich in den letzten 
Jahren stark verändert, die Emotion spie-
le eine immer größere Rolle. Man spreche 
nicht mehr von „Agenda Setting“, son-
dern „Agenda Surfing“; die Politik agiere 
vor allem reaktiv auf die jeweilige The-
menlage. Vor diesem Hintergrund analy-
sierte Hofer schließlich die Performance 
der einzelnen Parteien im Wahlkampf. 
Als einzige Partei sei die FPÖ konzise und 
in sich schlüssig in ihrer Kommunikation 
mit potenziellen Wählern – es gehe kon-
sequent immer um „Wir hier unten gegen 
die da oben“. Die FPÖ profitiere zudem 
davon, dass sie sich über Social-Media-
Kanäle einen Medienapparat geschaffen 
habe, mit dem man die eigene Klientel 
ungefiltert erreichen könne. 

Die ÖVP hat laut Hofer im Gegensatz zur 
SPÖ zumindest geschlossen agiert, was 
einen kleinen Vorteil im Kampf um den 
zweiten Platz bringen könne. Bei den Grü-
nen prognostizierte Hofer, dass diese wohl 
kaum jemals wieder so stark sein würden 
wie noch vor der Wahl. Klar sei zudem, 
dass eine Regierungsbildung nach der 
Wahl ungleich schwieriger werden würde 
als bei Wahlen in der Vergangenheit. An-
gesprochen auf die Chancen, in Österreich 
unter einer neuen Regierung eine breite 
Reformagenda umzusetzen, zeigte sich 
Hofer eher skeptisch. Seiner Meinung 
nach müsse „noch viel mehr“ passieren, 
also etwa Firmenpleiten und steigende 
Arbeitslosigkeit, damit genug Druck für 
grundlegende Veränderung vorhanden sei.

IV als „Ideengeber“
In dasselbe Horn stieß im Anschluss auch 
IV-Generalsekretär Christoph Neumayer: 
Für echte Veränderung fehle in Öster-
reich noch der nötige „Leidensdruck“. Die 
Politik sei insgesamt eher schwach und 
wie von Hofer erwähnt zu sehr reaktiv. 

Insofern sei die Politik auch von Impulsen 
von außen abhängig, was gerade für Inte-
ressenvertretungen wie die IV Chancen 
bedeute. An und für sich, so Neumayer, 
könne dies vor allem auch für die Sozial-
partner eine Möglichkeit sein, wichtige 
Themen zu besetzen und zu treiben. 

Aus Sicht der Industrie sei jedenfalls klar, 
was man brauche, das habe die IV in ihrer 
Kampagne „SOS-Wohlstand“ zusammen-
gefasst. Die Belastung durch Steuern und 

Abgaben müsse dringend gesenkt werden, 
neue, zusätzliche Steuern seien entschieden 
abzulehnen, die Überbürokratisierung müs-
se zurückgefahren werden. Zudem werde 
man um ausgabenseitige Maßnahmen, etwa 
beim Pensionssystem, nicht herumkom-
men. Nach der Wahl werde es jedenfalls län-
ger dauern, eine stabile Regierung zu bilden. 
Egal wer dann Teil der neuen Bundesregie-
rung sein werde, die IV müsse im Interesse 
des Standorts jedenfalls unbedingt weiter 
als „Ideengeber“ für die Politik agieren.
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Thomas Hofer teilte mit den Vorstandsmitgliedern seine Analyse über den Zustand des politischen Systems 
in Österreich im Vorfeld der Nationalratswahl.

Seit Jahren geht es für Österreich in allen Standortrankings bergab, zuletzt hat sich der Absturz zudem merklich beschleunigt – so etwa auch im Fall des bekannten IMD-Rankings zur Wettbewerbsfähigkeit.

Die wichtigsten standortpolitischen Themen aus Sicht der Industrie standen im Zentrum der Keynote von 
IV-Generalsekretär Christoph Neumayer.

Standort Österreich im Sinkflug
Ränge im IMD-Wettbewerbsfähigkeitsranking, 1 = Top, 67 = letzter Platz
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STANDORT ÖSTERREICH IM SINKFLUG
Ränge im IMD-Wettbewerbsfähigkeitsranking | 1= Top, 67= letzter Platz

STANDORT ÖSTERREICH IM SINKFLUG
Ränge im IMD-Wettbewerbsfähigkeitsranking | 1= Top, 67= letzter Platz

STANDORT ÖSTERREICH IM SINKFLUG
Ränge im IMD-Wettbewerbsfähigkeitsranking | 1= Top, 67= letzter Platz

STANDORT ÖSTERREICH IM SINKFLUG
Ränge im IMD-Wettbewerbsfähigkeitsranking | 1= Top, 67= letzter Platz
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Schon vor der Wahl zeigten Umfragen, 
dass eines der Hauptmotive vieler Wäh-
lerinnen und Wähler die große Unzufrie-
denheit sein würde: Eine große Mehrheit 
war und ist der Meinung, dass sich unser 
Land in vielen Bereichen nicht in die 
richtige Richtung entwickelt habe. So-
wohl die Verluste von ÖVP und Grünen 
als auch ein Teil der Zuwächse bei der 
FPÖ sind eben darauf zurückzuführen. 
Deutlich wurde durch diese Wahl aber 
auch, dass ideologisch getriebene und 
populistische Träumereien in der Bevöl-
kerung nicht ankommen: Dass etwa der 
Ruf nach neuen Steuern keine Wähler 
brachte, ist kaum verwunderlich – lehn-
ten doch vor der Wahl je nach Umfrage 
70 bis 80 Prozent (!) der Befragten neue 
oder höhere Steuern ab.

Die Wahlen sind also geschlagen, der 
Souverän hat gesprochen. Jetzt muss 
jede Partei den „Wählerwillen“ interpre-
tieren – und dann wird es erst so richtig 
schwierig, gemeinsame Schnittmengen 
zwischen den möglichen Koalitions-
partnern zu finden. Und das nach einem 
intensiven Wahlkampf, in dem viel Por-
zellan zerschlagen worden ist. Politische 
Akteure haben sich zu oft in ihren ideo-
logischen Sandburgen de facto eingegra-
ben, viel zu viele Forderungen wurden als 
„unabdingbar“, „rote Linien“ oder „Vor-
aussetzungen für eine Zusammenarbeit“ 
schon vor der Wahl festgelegt. Das war 
vielleicht etwas kurzsichtig, denn es war 
ja klar, dass keine Partei allein eine abso-
lute Mehrheit erreichen würde. 

Jetzt beginnt also die Zeit, wo man wieder 
aufeinander zugehen sollte, um Kompro-
misse zu finden. Genau da wird es aber 
haarig: So wichtig es ist, gemeinsame 
Schnittmengen in einzelnen Themen zu 
finden – am Wort „Kompromiss“ klebt 
zumindest in der heimischen Politik ein 
leichter Mief vom „kleinsten gemein
samen Nenner“ und damit von Stillstand. 
Und diesen kann inmitten einer tiefen 
Rezession ja wirklich keiner wollen. Was 
also sollte jetzt passieren?

Notwendig wäre eine Koalition der „Ver-
nünftigen“ – eine Chance darauf gibt es 
aber wohl nur, wenn alle Parteien be-
reit sind, faktenbasiertes Handeln über 
ideologisches Wunschdenken zu stellen. 
Die Bevölkerung hat gewählt und da-
bei klare Signale ausgesandt. Sind diese 
angekommen? So wie bisher einfach 
weitermachen – das wurde offenbar gar 
nicht gewollt, also muss sich jedenfalls 
etwas ändern. Dazu ein spannendes De-
tail, wieder aus Umfragen schon vor der 
Wahl: Einer Mehrheit in Österreich ist 
sehr wohl bewusst, dass wir sparen müs-
sen, dass das Budget mittlerweile aus 
dem Ruder gelaufen ist.

Klar kann man da einwenden: So was 
sagt sich immer leicht, aber wenn es 
dann um Konkretes geht, um Dinge, die 
die Menschen direkt betreffen, dann ist 
die Meinung eine ganz andere. Stimmt 
schon – dennoch war der Zeitpunkt, 
den Menschen auch unangenehme 
Wahrheiten zuzumuten, wohl kaum 
je besser als jetzt. Die Wahl hat zudem 
gezeigt, dass ideologisch aufgeladenes 
Wunschdenken auch nicht mehr bei 
allen ankommt – und wäre es nach den 
ideologisch aufgeladenen Debatten des 
Wahlkampfs nicht erfrischend, wieder 

zu einer rein faktenbasierten Debatte 
zurückzufinden?

Es braucht einen Kassasturz. Wir müssen 
einmal feststellen: Was können wir uns 
überhaupt leisten? Welchen Spielraum 
hat eine zukünftige Bundesregierung 
überhaupt – und was muss die erste Prio-
rität haben, was die zweite; und so weiter.

Klar ist vor diesem Hintergrund jeden-
falls auch: Es wird vermutlich keine 
schnelle Regierungsbildung geben. Da-
mit geht wieder viel Zeit ins Land, ohne 
dass entscheidende Hebel umgelegt 
werden, um Österreichs angeschlagene 
Wettbewerbsfähigkeit wieder auf Vor-
dermann zu bringen. 

In unserer Vorstandssitzung der IV-Wien 
im September haben wir über viele dieser 
Themen intensiv diskutiert. Ein zentraler 
Punkt, der immer wieder angesprochen 
wurde, war, dass möglicherweise in 
Österreich – und zwar sowohl von der 
Bevölkerung als auch von der Politik – 
noch zu wenig Leidensdruck empfunden 
wird, damit sich wirklich etwas ändert. 
Diese These ist an und für sich nicht neu; 
leisten können wir uns diese Einstellung 
jetzt aber nicht mehr. 

Denn was soll das eigentlich heißen? Dass 
wir es erst dann schaffen werden, sowohl 
eine solide Standortpolitik als auch eine 
nachhaltige Budgetpolitik unter einen Hut 
zu bringen, wenn vorher … was passiert? 
Noch mehr Betriebe abgewandert, noch 
mehr Menschen arbeitslos sind? Das will 
ich nicht glauben. Jetzt, nach der Hitze des 
Gefechts im Wahlkampf, müssen wieder 
der kühle Kopf und die Vernunft regieren. 
Der beste Ratgeber darf nicht mehr die 
Emotion, sondern muss die Ratio sein. Ich 
bin nach wie vor optimistisch, dass in al-
len politischen Lagern genug vernünftige 
Menschen aktiv sind, die wirklich das tun, 
was jede Partei vor der Wahl verspricht: 
FÜR die Menschen, FÜR das Land arbei-
ten – FÜR eine gute Zukunft.

Bis wir eine neue Regierung haben, wird 
es also noch dauern – wenn die Quali-
tät des Regierungsprogramms dann die 
langen Verhandlungen rechtfertigt, auch 
gut. Daran wird man jede neue Koalition 
messen müssen. 

Allzu lange Zeit sollten wir uns aber auch 
nicht lassen – denn wir dürfen nicht ver-
gessen, dass allzu langer Stillstand auch 
wesentliche Gefahren in sich birgt; im-
merhin befinden wir uns nach wie vor 
inmitten einer Rezession. Wenn es da 
zumindest in den wesentlichen Kern-
bereichen manches gäbe, das man viel-
leicht rasch außer Streit stellen könnte 
zwischen potenziellen Regierungspart-
nern = gemeinsame Interpretation des 
Auftrags des Wählerwillens? Etwa, dass 
eine deutliche Mehrheit der Menschen 
neue oder höhere Steuern ablehnt? Oder 
dass ideologisch begründete, aber un-
realistische Versprechungen auch nicht 
mehr geglaubt werden? 

Also, gehen wir es gemeinsam an. Blick 
nach vorne, Ärmel hochkrempeln! In 
meinem letzten Kommentar schrieb ich 
vom „versteckten“ Wählerauftrag. Die-
ser liegt nun offen und transparent vor 
uns; diesen gilt es jetzt in eine reform- 
und zukunftsorientierte Politik zu gie-
ßen! Vielleicht hilft den Parteien ja der 
Blick über den Tellerrand: In Schweden 
waren es einst die Sozialdemokraten, 
die ihr Land auf Reformkurs gebracht 
haben, in Griechenland haben die Kon-
servativen erfolgreich die standort-
politische Wende geschafft. Also: Die 
jeweilige Parteifarbe sollte eigentlich 
kein Hindernis für vernünftige Stand-
ortpolitik sein.

Christian C. Pochtler, 
Präsident der IV-Wien

DER SOUVERÄN HAT GESPROCHEN
Die Österreicherinnen und Österreicher sind bei dieser Nationalratswahl erfreulich zahlreich zur  
Wahl gegangen. Umso wichtiger wird es nun sein, dass eine neue Bundesregierung den Wählerwillen  
auch abbildet. 

DEBATTE
Teilen Sie uns Ihre Meinung mit – 
via E-Mail an debatte@iv.at.

GRUNDLAGENFORSCHUNG MEETS INDUSTRY	
Am Institut für Fertigungstechnik und Photonische Technologien (IFT) der Technischen Universität Wien wird an  
einem neuartigen Fertigungssystem geforscht, das bei der Bewältigung der Mobilitätswende helfen soll.  

Das IFT konnte sich mit einem eigens 
zusammengestellten Konsortium bei der 
österreichweiten Ausschreibung eines 
Leitprojekts der Österreichischen For-
schungsförderungsgesellschaft (FFG) 
durchsetzen. Unter dem Titel „Additive 
4 Mobility“ soll nun an Technologien, 
Werkstoffsystemen und Verfahren der 
Additiven Fertigung für die Mobilitäts-
wende geforscht werde. Mit dabei sind 
auch wesentliche Partner aus der hei-
mischen Industrie, u. a. etwa MAGNA, 
voestalpine, BMW Steyr und andere. 
Der Fokus soll daher eben nicht nur auf 
der reinen Grundlagenforschung liegen, 

sondern direkten Impact auf die indus
trielle Fertigung haben.

Hierzu wird unter der Leitung von Insti-
tutsvorstand Dr. Friedrich Bleicher eine 
neuartige Fertigungszelle am IFT der 
TU Wien entwickelt, welche eine flexi
ble Verkettung verschiedener neuartiger 
additiver Technologien – wie des 3D-
Sanddrucks sowie der drahtbasierten 
generativen Fertigung – speziell für die 
Anforderungen der Mobilitätsindustrie 
(Straßenverkehr, Luftfahrt, Schienen-
verkehr) ermöglicht. Zum Kick-off des 
Projekts war auch Johannes Höhrhan, 

Geschäftsführer der IV-Wien, geladen. 
Dieser zeigte sich von der engen Ko-
operation zwischen Wissenschaft und 
Industrie begeistert, denn „wir wollen ja 
auch, dass die Erfolge aus Wissenschaft 
und Forschung letztlich in neue, innova-
tive Produkte und Lösungen übersetzt 
werden, mit denen wir am Weltmarkt 
erfolgreich sind“. Wien habe die Chance, 
als Technologiestandort im Bereich der 
additiven Fertigung vorne mit dabei zu 
sein, weswegen er sicher sei, „dass wir 
und die ganze Welt in Zukunft noch des 
Öfteren von additiven Lösungen ‚made 
in Vienna‘ hören werden!“ Johannes Höhrhan beim Kick-off.
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„Image als Technologiemetropole  
aufbauen“
Im Interview mit „iv-positionen“ erläutert die MINT-Beauftragte der Stadt Wien, die langjährige TU-Rektorin  
Sabine Seidler, wie sie ihre neue Rolle anlegen will.

Sehr geehrte Frau Seidler, Sie sind  
neue MINT-Beauftragte der Stadt Wien. 
Was ist dabei Ihr Auftrag und welchen 
Herausforderungen möchten Sie sich 
besonders widmen?
Es ist kein Geheimnis, dass das Angebot an 
Maßnahmen, die Awareness und Interesse 
für MINT schaffen sollen, außerordentlich 
breit ist. Trotzdem gelingt es offensichtlich 
nur schwer, junge Menschen für Berufe 
im MINT-Bereich, insbesondere in der 
IT und in der Technik, zu begeistern. Die 
Ursachen dafür sind vielfältig: Das Ange-
bot ist fragmentiert, die Anbieter wissen 
häufig nicht voneinander, Nachhaltigkeit 
ist nicht gewährleistet, um nur einige Bei-
spiele zu nennen. An dieser Stelle setzt 
meine Tätigkeit an, wobei ich bis 2027 den 
Schwerpunkt auf das Thema Verbesserung 
der Durchgängigkeit der Angebote durch 
a) das Netzwerk unterstützende Maßnah-
men, b) eine themenorientierte Heran-
gehensweise, c) Zielgruppen besonders 
berücksichtigende Formate und d) den 
kontinuierlichen Dialog mit den Stake
holdern des Bundes gesetzt habe. 

Die Industrie versucht ja schon sehr 
lange, gerade den Anteil von Frauen in 
der Technikwelt zu erhöhen. Das gelingt 
leider nicht immer so wie gewünscht.  
Wo sehen Sie hier die wichtigsten Hebel?
Das Thema ist außerordentlich viel-
schichtig, weil es nicht nur um das Em
powerment von Mädchen und Frauen 
geht, sondern gesellschaftliche Themen 
wie Berufstätigkeit von Frauen und Ver-
einbarkeit ebenso hineinspielen wie das 
Lern- oder Arbeitsumfeld, welches die 
Frauen erleben, wenn sie sich für einen 
technischen Beruf entschieden haben. Da 
wir wissen, dass junge Menschen allge-
mein und Mädchen besonders ihr Interes-
se an technischen Berufen in der Pubertät 
verlieren, ist die Durchgängigkeit der An-
gebote ebenso wichtig wie Role Models, 
die dem Alter der Zielgruppe entspre-
chen, sowie praktische Angebote, die im 
geschützten Raum die Möglichkeit ge-
ben, sich auszuprobieren. Ich denke auch, 
dass bereits jetzt in den Lehrplänen etab-
lierte Formate wie die berufspraktischen 
Tage viel strategischer genutzt werden 
müssen und „Berufsorientierung“ in den 

Lehrplänen entlang der Entwicklung der 
Kinder und Jugendlichen kontinuierlich 
verankert werden muss. 

Wien ist international bekannt als 
lebenswerteste Stadt sowie Kultur- 
und Tourismusmetropole. Wir in der 
Industriellenvereinigung Wien haben 
die Vision, dass Wien auch als Techno-
logiemetropole von Weltrang über die 
Grenzen bekannt werden sollte. Welche 
Maßnahmen müssten die Stadt und 
ihre Unternehmen aus Ihrer Sicht noch 
setzen, um dieses Ziel auch zu erreichen?
Ich teile diese Vision und finde die Frage 
außerordentlich spannend, habe aber 
keine Antwort. Es ist offensichtlich, dass 
sich Wien noch viel stärker als bisher als 
attraktiver Standort auch für neue Unter-
nehmen positionieren muss, d. h., ein 
Image als Technologiemetropole aufbauen 
muss. Durch das einzigartige Umfeld 
an Universitäten, Fachhochschulen und 
Forschungseinrichtungen hat der Stand-
ort Wien außerordentliche Vorteile. Die 
F&E-Förderung als Kombination der Mög-
lichkeiten von Bund und Land sind eben-
falls ein Standortvorteil. Warum gelingt es 
in diesem positiven Umfeld nicht, mehr 
große Konzerne nach Wien zu holen? Was 
machen andere Standorte besser? Ich bin 
sicher, dazu gibt es ausreichend Analysen, 
auf deren Basis die genannten Stakeholder 
gemeinsam Lösungen erarbeiten können.

Der Forschungsstandort Wien ist mit 
seinen Universitäten, Fachhochschulen, 
Forschungsinstituten sowie den vielen 
forschenden Unternehmen erstklassig 
aufgestellt, wenn es um Patente und 
wissenschaftliche Publikationen geht. 
Dennoch schaffen wir es oft nicht, 
diese Ergebnisse aus der Grundlagen-
forschung in profitable Produkte und 
Lösungen am Standort zu übersetzen. 
Woran liegt das Ihrer Meinung nach – 
und was müsste hier getan werden, um 
diese Forschungstranslationsquote zu 
verbessern?
Es ist kein Geheimnis, dass ich mich 
seit vielen Jahren dafür einsetze, in die-
sem Bereich stärker mit PPP-Modellen 
zu arbeiten. Die Förderung mit öffent
lichen Mitteln ist hervorragend, aws und 

auch die Wirtschaftsagentur Wien bie-
ten vielfältige Programme an, das Spin-
off-Fellowship-Programm der FFG ist 
außerordentlich erfolgreich, endet aber 
mit 2025. Gerade Letzteres zeigt uns, 
dass bereits hier Luft nach oben ist. Ge-
fördert wurden in diesem Programm bis-
her 37 Projekte aus 135 Anträgen. Was 
geschieht mit den Projekten, die nicht 
reüssiert haben? Dieses Potenzial besser 
zu nutzen könnte eine Möglichkeit sein. 
Falls es das nicht schon gibt: Ein „Wie-
ner Gründungsprojekte-Marktplatz“, der 
Unternehmen und Gründer zusammen-
bringt, wäre sicher unterstützend, auch 
weil das die Kommunikation zwischen 
den forschenden Institutionen und den 
Unternehmen auf einer anderen Ebene 
fördern oder ermöglichen würde. Die 

Phase, in der die Forschungseinrichtun-
gen mittlerweile im Wesentlichen allein 
gelassen werden, ist die Prototypenphase, 
die darüber entscheidet, ob eine Trans
lation überhaupt sinnvoll ist. Hier besteht 
dringender Handlungsbedarf. Last, but 
not least ist auch die Zusammenarbeit 
zwischen den Forschungseinrichtungen 
ein nicht zu unterschätzender Faktor. Die 
Wissenstransferzentren sind dafür eine 
Drehscheibe, die sich allerdings eher in 
Richtung Soft Facts entwickelt hat, aber 
dort findet man auch die Links zu den 
Technology Offers der beteiligten Insti
tutionen. Erfolgreiche Kooperationen 
zwischen den Forschungs- und Transfer-
supporteinheiten, Pre-Inkubatoren und 
Inkubatoren der Institutionen sind eben-
falls nicht zu vernachlässigen.


